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VORSTOSS 

Interpellation betreffend Massnahmen gegen übermässigen Strassenlärm vom 30. Juni 2026 
der Fraktion der Grünen (Sprecher Maurus Kaufmann, Seon) 
 
 

Text und Begründung: 

Strassenlärm stellt vielerorts eine grosse Belastung und gesundheitliche Gefahr für Anwohnerinnen 
und Anwohner dar (https://www.bafu.admin.ch/de/zustand-laerm, https://www.bafu.ad-
min.ch/de/strassenlaerm). Verschiedene Gebiete im Aargau, wie z. B. der Bowald oder das Benker-
joch, sind durch vermeidbaren Lärm sowie durch Mehrlärm aufgrund von Geschwindigkeitsübertre-
tungen besonders betroffen. In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um 
Beantwortung folgender Fragen: 

1. Wie sieht der Massnahmenkatalog des Kantons und die Reihenfolge der Massnahmen aus, um 
bei von übermässigem Strassenlärm besonders betroffenen Strassenabschnitten den Schutz der 
Anwohnerinnen und Anwohner und der anderen Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilneh-
mer zu verbessern? 

2. Welche Massnahmen des Massnahmenkatalogs haben sich in der Vergangenheit wo besonders 
bewährt, um eine anhaltende Verbesserung der Lärmsituation herbeizuführen? 

3. Wie beurteilt der Regierungsrat den Einsatz von Lärmblitzern (einerseits zur Ahndung von 
Verstössen und andererseits zur Verhaltensbeeinflussung mittels „Nudging“)? 

4. Wie beurteilt der Regierungsrat das Herabsetzen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit? 

5. Wie beurteilt der Regierungsrat das Ergreifen von baulichen Massnahmen (wie z. B. Fahrbahn-
modifikationen, die übermässig schnelles Beschleunigen oder Fahren unangenehmer machen 
oder gar verunmöglichen) oder das Platzieren von Ampeln an den neuralgischen Stellen, sodass 
an typischen Problemtagen das Fahrverhalten beeinflusst, der Verkehr dosiert und die Attraktivi-
tät der entsprechenden Strecke gemindert werden kann? 

6. Im Bowald haben sich gemäss Auskunft der Kantonspolizei in einem Tele-M1-Aktuell-Beitrag 
vom 4.4.2026 in diesem Jahr bereits mehrere Unfälle vermutlich wegen überhöhter Geschwin-
digkeit ereignet. Es scheint dort also ein Verkehrssicherheitsdefizit zu bestehen. Wie steht der 
Regierungsrat in Anbetracht hiervon zum Einsatz einer stationären Geschwindigkeitsüberwa-
chungsanlage im Bowald zur anhaltenden Bekämpfung von Geschwindigkeitsübertretungen (so-
wie der damit verbundenen übermässigen Lärmbelastungen)? Oder beabsichtigt der Regie-
rungsrat andere Massnahmen zur Reduktion des Verkehrssicherheitsdefizits zu ergreifen, die 
gemäss dem am 1.1.2027 in Kraft tretenden §36c PolG prioritär in Betracht zu ziehen sind?  

7. Inwiefern hat sich der Regierungsrat in den letzten Jahren auf Bundesebene dafür eingesetzt, 
dass die Bundesregelungen im Sinne eines besseren Lärmschutzes abgeändert werden (z. B. 
hinsichtlich Lärmanforderungen für eine Fahrzeugzulassung)? 
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